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ANLAGE 

 

ERKLÄRUNG DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK 

"Die Tschechische Republik unterstützt voll und ganz das Protokoll von 2014 zum Übereinkommen 

über Zwangs- oder Pflichtarbeit (1930) der Internationalen Arbeitsorganisation. 

Die Tschechische Republik hat allerdings immer noch Zweifel bezüglich einer ausschließlichen 

Zuständigkeit der EU in dem unter das Protokoll fallenden Bereich, und zwar insbesondere unter 

Berücksichtigung des Wortlauts des Artikels 82 Absatz 2 und des Artikels 153 Absatz 2 AEUV 

(beide Bestimmungen erlauben dem Europäischen Parlament und dem Rat die Festlegung von 

Mindestvorschriften oder -anforderungen) sowie des Gutachtens 2/91, in dem der Gerichtshof der 

Europäischen Union speziell im Zusammenhang mit der IAO festgestellt hat, dass die 

Bestimmungen eines völkerrechtlichen Übereinkommens die durch die EU erlassenen Vorschriften 

nicht berühren, wenn sowohl mit dem Übereinkommen als auch mit den Rechtsvorschriften der EU 

Mindeststandards festgelegt werden." 

 

ERKLÄRUNG IRLANDS 

"Irland möchte unterstreichen, dass es das Protokoll von 2014 zum Übereinkommen über Zwangs- 

oder Pflichtarbeit der Internationalen Arbeitsorganisation voll und ganz unterstützt. 

Irland möchte jedoch klarstellen, dass nach seinem Dafürhalten der Beschluss des Rates zur 

Ermächtigung der Mitgliedstaaten, das Protokoll von 2014 zum Übereinkommen über Zwangs- 

oder Pflichtarbeit (1930) der Internationalen Arbeitsorganisation in Bezug auf die Artikel 1 bis 4 

des Protokolls im Hinblick auf Fragen im Zusammenhang mit der justiziellen Zusammenarbeit in 

Strafsachen im Interesse der Europäischen Union zu ratifizieren, insofern nur für Bereiche gilt, die 

in die ausschließliche Zuständigkeit der EU fallen, als gemeinsame Vorschriften der EU durch das 

Protokoll berührt werden." 
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ERKLÄRUNG DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS 

"Das Vereinigte Königreich möchte erklären, dass es das Protokoll von 2014 zum Übereinkommen 

über Zwangs- oder Pflichtarbeit (1930) befürwortet und beabsichtigt, das Protokoll zu ratifizieren. 

Das Vereinigte Königreich möchte seine Auffassung zu Protokoll geben, dass sich aus dem Proto-

koll keine ausschließliche externe Zuständigkeit der Union für die Aspekte ergibt, auf die in dem 

Beschluss des Rates zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, das Protokoll von 2014 zum Über-

einkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit (1930) der Internationalen Arbeitsorganisation im 

Hinblick auf Fragen im Zusammenhang mit der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen im 

Interesse der Europäischen Union zu ratifizieren, Bezug genommen wird. Es war daher nicht erfor-

derlich, dass die Mitgliedstaaten in einem Maße ermächtigt werden, das sie in die Lage versetzt, das 

Protokoll im Interesse der Europäischen Union zu ratifizieren. Die Mitgliedstaaten hätten deshalb 

imstande sein sollen, die Ratifizierung des Protokolls eigenständig in Erwägung zu ziehen. 

Das Vereinigte Königreich ist darüber hinaus der Auffassung, dass der Entwurf des Beschlusses des 

Rates betreffend Angelegenheiten im Zusammenhang mit der justiziellen Zusammenarbeit in Straf-

sachen eine Maßnahme gemäß Titel V des Dritten Teils des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union ist und daher dem den Verträgen beigefügten Protokoll (Nr. 21) über die 

Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicher-

heit und des Rechts unterliegt. 

Das Vereinigte Königreich ist nicht der Auffassung, dass es – wie Erwägungsgrund 9 nahelegt – 

automatisch an der Abstimmung über diesen Beschluss teilnehmen muss, weil es an die Richtlinie 

2011/36/EU zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer 

und an die Richtlinie 2012/29/EU über Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung und den 

Schutz von Opfern von Straftaten gebunden ist. 

Das Vereinigte Königreich wird daher nicht von seinem Recht gemäß Protokoll 21 Gebrauch 

machen, sich an dem Beschluss des Rates zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, das Protokoll von 

2014 zum Übereinkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit (1930) der Internationalen Arbeits-

organisation im Hinblick auf Fragen im Zusammenhang mit der justiziellen Zusammenarbeit in 

Strafsachen im Interesse der Europäischen Union zu ratifizieren, zu beteiligen." 
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ERKLÄRUNG DER REPUBLIK MALTA 

"Die Republik Malta befürwortet voll und ganz den Inhalt des Protokolls von 2014 zum Über-

einkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit (1930) der Internationalen Arbeitsorganisation und 

beabsichtigt, das Protokoll zu ratifizieren. 

Die Republik Malta hat jedoch große rechtliche und verfahrensrechtliche Bedenken zu den beiden 

vorgeschlagenen Beschlüssen des Rates zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, das IAO-Protokoll 

zu ratifizieren. 

Die Republik Malta ist nicht der Auffassung, dass die EU aufgrund der Bereiche, die von dem 

Protokoll erfasst werden, eine ausschließliche Zuständigkeit hat, da es Artikel 82 Absatz 2 und 

Artikel 153 Absatz 2 AEUV dem Europäischen Parlament und dem Rat erlauben, Mindeststandards 

festzulegen, und das Gericht in Gutachten 2/91 das Fazit gezogen hat, dass insbesondere im IAO-

Kontext die Bestimmungen einer internationalen Übereinkunft von der EU angenommene Vor-

schriften nicht berühren, wenn sowohl mit der Übereinkunft als auch mit den Vorschriften der EU 

Mindeststandards festgelegt werden. Dies wirft Fragen hinsichtlich der Notwendigkeit und Ange-

messenheit der vorgeschlagenen Ratsbeschlüsse auf. Die Republik Malta bedauert darüber hinaus, 

dass die Kommission zur Rechtfertigung der Notwendigkeit dieser Beschlüsse keine ausführliche 

Analyse der Verteilung der Zuständigkeiten vorgenommen hat und dass es im endgültigen Text an 

Klarheit hinsichtlich des Ausmaßes der ausgeübten Zuständigkeiten (ausschließlich oder geteilt) 

fehlt. 

Ferner ist die Republik Malta nach wie vor nicht davon überzeugt, dass die Verwendung des Arti-

kels 218 Absatz 6 AEUV als verfahrensrechtliche Grundlage angemessen ist, da in Artikel 218 

Absatz 6 AEUV ausgeführt wird, dass der Rat "auf Vorschlag des Verhandlungsführers" einen 

Beschluss über den Abschluss von Übereinkünften zwischen der Union und internationalen Orga-

nisationen erlassen kann. Die Benennung eines Verhandlungsführers muss nach Artikel 218 Absatz 

3 AEUV durch einen Beschluss des Rates erfolgen. Hinsichtlich des genannten Protokolls ist kein 

Mandat für die Aushandlung und Annahme des Protokolls auf der 103. Tagung der Internationalen 

Arbeitskonferenz durch einen Ratsbeschluss erteilt worden. Artikel 218 Absatz 6 AEUV ist daher 

als verfahrensrechtliche Grundlage zumindest fragwürdig. 

Ungeachtet der genannten rechtlichen Bedenken hat die Republik Malta in Anbetracht der Bedeu-

tung des Protokolls, das Malta voll und ganz unterstützt, beschlossen, sich bei der Abstimmung 

über die Beschlüsse der Stimme zu enthalten." 
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ERKLÄRUNG DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND FÜR DAS 

RATSPROTOKOLL, DER SICH DIE HELLENISCHE REPUBLIK, UNGARN UND 

RUMÄNIEN ANSCHLIESSEN 

"Die Kommission hat zwei Vorschläge für Beschlüsse des Rates zur Ermächtigung der Mitglied-

staaten, im Interesse der Europäischen Union das Protokoll von 2014 zum Übereinkommen über 

Zwangs- oder Pflichtarbeit (1930) der Internationalen Arbeitsorganisation hinsichtlich der Teile, die 

(1) gemäß Artikel 153 Absatz 1 Buchstaben a und b AEUV oder (2) gemäß Artikel 82 Absatz 2 

AEUV in die Zuständigkeit der Union fallen, zu ratifizieren. Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe a 

Ziffer v AEUV wird als verfahrensrechtliche Grundlage für die Ratsbeschlüsse genannt. 

Die Bundesrepublik Deutschland betont die rechtliche und politische Bedeutung des Protokolls von 

2014 zum Übereinkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit (1930) der Internationalen Arbeits-

organisation. Sie befürwortet ausdrücklich die Ziele des Rechtsinstruments und die Ratifizierung 

des Protokolls durch alle Mitgliedstaaten auch im Interesse der Union sowie die Aufforderung an 

die Mitgliedstaaten, das Protokoll zu ratifizieren, und wird das Ratifizierungsverfahren in Deutsch-

land so schnell wie möglich einleiten. 

Allerdings gibt es zu den zugrunde liegenden verfahrensrechtlichen Bestimmungen konträre 

Rechtsauffassungen, die noch nicht bereinigt werden konnten. Aus deutscher Sicht ist Artikel 218 

Absatz 6 AEUV, der als verfahrensrechtliche Grundlage herangezogen wird, für diesen Zweck nicht 

geeignet. Die Bundesrepublik Deutschland ist jedoch aufgrund der rechtlichen und politischen 

Bedeutung des Protokolls bereit, die vorgelegten Vorschläge zu billigen und die verfahrens-

rechtlichen Bedenken, die in ihrer schriftlichen Stellungnahme vom 23. Oktober 2014 dargelegt 

wurden, außer Acht zu lassen. Die Bundesrepublik Deutschland billigt daher den vorliegenden 

Beschluss ungeachtet ihrer rechtlichen Bedenken hinsichtlich der Auslegung von Artikel 218 

Absatz 6 AEUV. 

Die Bundesrepublik Deutschland möchte die Gelegenheit nutzen, um zusammen mit den Mitglied-

staaten und der Europäischen Kommission praktikable Wege dafür zu sondieren, wie die ver-

fahrensrechtlichen Interessen der Mitgliedstaaten der EU als autonome Mitglieder der IAO einer-

seits und der Europäischen Union als Hüterin des gemeinschaftlichen Besitzstands andererseits mit-

einander vereinbart werden können." 

____________________ 
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